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Klage gegen eine dem Beigeladenen erteilte wasser-
rechtliche Erlaubnis zum Betrieb eines Wasserkraftwerks

Leitsatz

Hat der Zulassungsinhaber die bisherige Erlaubnis zur Gewasserbenutzung nicht in vollem
Umfang ausgeschépft, ist die inhaltlich unveranderte Anschlusszulassung als gleichbleibende
Benutzung des Gewassers einzustufen, wenn dadurch keine Zielsetzungen des Wasserhaus-
haltsgesetzes unterlaufen werden.(Rn.52)

Orientierungssatz

1. MaRgeblicher Zeitpunkt fir die Bewertung der VerfahrensmaBigkeit der durchgefiihrten
UVP-Vorpriafung ist der Zeitpunkt der Durchfuhrung der UVP-Vorprufung. Nachtraglich vom
Klager erhobene Einwendungen gegen die VerfahrensmaRigkeit der UVP-Vorprifung sind da-
her nur dann beachtlich, wenn sie - quasi nachtraglich - belegen/substantiieren wirden, dass
die UVP-Vorprifung zum damaligen Zeitpunkt verfahrensfehlerhaft erfolgt ware.(Rn.41)

2. Eine ordnungsgemaRe Priifung des Verschlechterungsverbots setzt regelmallig sowohl eine
Ermittlung des Ist-Zustands als auch eine Auswirkungsprognose flr den betroffenen Oberfla-
chenwasserkdrper voraus. Diese muss bereits im behérdlichen Verfahren erfolgen.(Rn.51)

3. Voraussetzung fur die besondere Schwere eines Fehlers ist, dass der Regelungsgehalt des

Verwaltungsakts in einem so schwerwiegenden Widerspruch zur geltenden Rechtsordnung

und den ihr zugrundeliegenden Wertvorstellungen steht, dass es schlechterdings unertraglich

ware, wenn der Verwaltungsakt die von ihm intendierten Rechtswirkungen hatte.(Rn.56)
Diese Entscheidung wird zitiert

Eigene Dokumente
Vermerk zur Wirksamkeit von Altrechtsfeststellungsbes - Dokument - Jakob Hans Otto Schoster
Schreiben an die Landesdirektion - Wasserkraftanlage Willschthal - Dokument - Jakob Schoster

Tenor

Die Klage wird abgewiesen.
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Tatbestand

1

Die Kosten des Verfahrens, inklusive der auBergerichtlichen Kosten des Beigela-
denen, tragt der Klager.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorlaufig vollstreckbar. Der Klager darf die Voll-
streckung gegen Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in H6he von 110 % des
aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der jeweili-
ge Vollstreckungsglaubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in Hohe von 110 %
des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

Der Klager wendet sich gegen eine dem Beigeladenen erteilte wasserrechtliche Erlaub-
nis zum Betrieb eines Wasserkraftwerks.

1. Der Beigeladene ist Eigentimer der Gewassergrundsticke Gemarkung R., Flursticke
206/1 und 233 an der G. im Ortsteil M. i. L.. Diese Grundstucke sind mit der zu Beginn
des 20. Jahrhunderts errichteten Wasserkraftanlage ,M" bebaut. Die Anlage liegt im FFH-
Gebiet ,G".

Die Wasserkraftanlage besteht seit Anfang des 19. Jahrhunderts. Laut Wasserbuchein-
trag vom 22.07.1912 wurde der damaligen Betreiberin, der Fa. P & S in R., zur Sicher-
stellung der Energieversorgung ihrer Kammgarnspinnerei am 01.01.1910 die Erlaubnis
flr eine Stauanlage zu einem Wassertriebwerk nach § 23 Nr. 3 SachsWG 1909 erteilt.
Entsprechend der Angaben im Wasserbuch besitzt der Triebwerksgraben eine Lange von
ca. 554 m (Lange Obergraben = ca. 500 m, Lange Untergraben = ca. 54 m) und eine
mittlere Breite von 4 m (Obergraben) bzw. 2,5 m (Untergraben). Die Wasserausleitung
aus der G. erfolgt rechtsseitig unmittelbar oberhalb des quer im Flusslauf errichteten fes-
ten Wehres mit "elf 58 - 59 cm hohen Schiitzen, die bei Hochwasser oder Eisgang her-
auszunehmen sind".

1940 wurde den Betreibern - nachdem diese das Krafthaus bereits 1923 mit einer 66 PS
Francis-Zwillingsturbine (Ausbaudurchfluss 2,02 m3/s) ausgestattet hatten - u. a. erlaubt,
das feste Wehr in ein dreifeldriges, senkrecht schlieBendes Schitzenwehr umzubauen.
Uber den Schitztafeln befand sich eine Laufbriicke (Bedienungssteg), von der aus die
hdlzernen Schitze mechanisch (mittels Winde) betatigt werden konnten (Wasserbuch-
eintrag vom 26.11.1942). Die Stau- und Triebwerksanlage wurde in der Folgezeit mit die-
sem Bestand betrieben.

In den 1960er Jahren wurde u. a. die beschriebene Schitzentafelkonstruktion beseitigt
und der obere Teil des M.grabens auf ca. 40 m verfiillt. Ein weiterer Abschnitt von ca. 60
m Lange wurde etwa 20 Jahre spater in ein Laichgewasser fur Amphibien umgewandelt.
Der Ubrige Triebwerksgraben verfiel infolge natlrlicher Verlandungsprozesse bzw. wurde
"auf weiten Strecken" mit Mill bzw. Schutt zugeschuttet.

2. Das Landratsamt V. stellte auf Antrag des Beigeladenen mit Bescheid vom 16.10.1996
fest, dass ein den Betrieb der Wasserkraftanlage umfassender altrechtlicher Bestands-
schutz im Umfang von 2,02 m3/s sowie einer Stauhdhe von bis zu 316,86 m (U.NN gemal’
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 WHG a. F. bestehe. Die Erlaubnis flr eine Stauanlage zu einem Wasser-
triebwerk habe am 12.08.1957 Bestand gehabt. Zudem seien am Stichtag (12.08.1957)
rechtmaliige Anlagen zur Ausibung des alten Stau- und Triebwerksrechts vorhanden ge-
wesen. Gleichzeitig erteilte die Behdrde dem Beigeladenen die wasserrechtliche Geneh-
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migung u. a. fir den ,Ersatzneubau” des dreifeldrigen Schitzentafelwehres und den Bau
einer naturgemaRen Fischaufstiegsanlage als rechtsufriges Umgehungsgerinne. Dazu
heiBt es im Bescheid, dass die Wasserkraftanlage bereits in den 1960er Jahren stillgelegt
worden sei, so dass - Uber diese baulichen MaBnahmen hinaus - auch eine ,480 m lange
Grabenstrecke (Ober- und Untergraben)" zu raumen sei.

Der Beigeladene nahm in der Folge verschiedene Instandsetzungsarbeiten am Wehr vor
und fuhrte eine Beraumung des Obergrabens durch. Aufgrund von Drittwidersprichen
und Drittanfechtungsklagen verzdgerte sich die Wiederinbetriebnahme des Wasserkraft-
werks. Wegen der nicht ausgelbten Staunutzung erfolgte nur eine geringe Wasserauslei-
tung in den Obergraben, was darin zu Sedimentablagerungen, Gewasservegetation und
Verkrautung flhrte.

Der Beklagte erlieS unter dem 09.03.2010 eine wasserrechtliche Anordnung, mit welcher
dem Beigeladenen gemals § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG aufgegeben wird, in der Ausleitungs-
strecke ,unverziglich nach Inbetriebnahme der Wasserkraftanlage" einen Mindestab-
fluss von 400 I/s durchgangig (also ohne jahreszeitliche Staffelung) zu belassen. Der Min-
destwasserabfluss wurde auf der Grundlage der wasserbaufachlichen Stellungnahme der
unteren Wasserbehdrde des Beklagten vom 08.09.2009 festgesetzt. Diese Behérde er-
mittelte die Mindestwassermenge durch Anwendung des Biotop-Abfluss-Ansatzes der LA-
WA-Empfehlungen (2001), welcher die Faktoren FlieBgeschwindigkeit und Wassertiefe in
den Mittelpunkt stellt. Die G. wird im betrachteten Gebiet als Forellenregion klassifiziert.
Entsprechend dem Befund dieser Stelle weist der Bescheid eine ganzjahrige Mindestwas-
sermenge von 400 I/s aus. Sie entspricht dem 1,54-fachen des MNQ (arithmetisches Mit-
tel der niedrigsten Jahresabfllsse des langjahrigen Betrachtungszeitraums) von 260 I/s
(Referenzpegel Mylau). Durch Anwendung des dkohydrologischen Ansatzes, der als hy-
drologisch-statistischer Ansatz die mittleren Niedrigwasserverhaltnisse und die Wasser-
tiefe betrachtet, ware der Abfluss - nach den Ausflihrungen der Wasserbehdrde - fur die
Reproduktionsphase der malRgebenden Leitfischart auf MNQWinter, namlich 510 I/s, zu
erh6hen gewesen.

Mit Bescheid vom 02.10.2012 genehmigte der Beklagte dem Beigeladenen - gestitzt
auf § 91 Abs. 1 SachsWG a. F. - die Errichtung einer technischen Fischaufstiegshilfe in
Form eines Beckenpasses, dessen Betonrinne durch eingebaute Zwischenwande in sie-
ben Becken aufgeteilt ist; die Zwischenwande besitzen Schlupfldécher (Schlitze), Gber die
das Wasser abgefuhrt wird und die Fische aufsteigen kdnnen. Die "Fischtreppe" soll den
Stauraum komplett umgehen und an der rechten Seite des Wehres - auRerhalb des Ge-
wasserbettes und des Wehrkérpers - auf dem Grundsttck Flur Nr. 206/1 (Gemarkung
Rotschau) des Beigeladenen platziert werden. Durch technische Manahmen (u. a. Auto-
matisierung der Wehrschitzen und der Einlaufschitzen) soll sichergestellt werden, dass
die unter dem 09.03.2010 festgelegte Mindestabflussmenge (400 I/s) eingehalten wird,
also kontinuierlich Gber die ,Fischtreppe" in das Mutterbett der G. abflief3t.

3. Im Januar 2015 wies das Verwaltungsgericht Chemnitz eine auf den Widerruf des alten
Wasserrechts gerichtete Klage eines Fischereiverbandes als unzulassig ab (Urteil vom
28. Januar 2015 - 2 K 1297/10). Im obiter dictum fuhrte das Verwaltungsgericht aus, dass
die Feststellung des Altrechts nichtig sein durfte, da der Beklagte den Stichtag, an dem
zur bestimmungsgemafRen Benutzungsausubung rechtmaRige Anlagen funktionsfahig
vorhanden sein missten, offenkundig falsch bestimmt habe:
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»~Das Landratsamt hat den Stichtag, an dem zur bestimmungsgemé&flen Be-
nutzungsausiibung rechtméfBige Anlagen funktionsfahig vorhanden sein mdis-
sen, offenkundig falsch bestimmt, das Erfordernis der am Stichtag rechtmaRig
vorhandenen Anlagen - da die Wasserkraftanlage ,M“ am gewdéhlten Stichtag
12.08.1957 (Datum der Verkiindung des Wasserhaushaltsgesetzes im Altbundes-
gebiet, welches nach Auffassung des Sachsischen Oberverwaltungsgerichts [Ur-
teil vom 27.03.2007 - 4 B 707/05 -, juris Rn. 38] zu einem "ersichtlich unsinni-
gen Ergebnis" fiihren wiirde) unstreitig in Betrieb war - deshalb nicht gepriift und
zusatzlich in der mindlichen Verhandlung eingeraumt, dass die Frage, ob am
mafgeblichen Stichtag des 01.07.1990 (Zeitpunkt des Inkrafttretens des Was-
serhaushaltsgesetzes im Beitrittsgebiet), Anlagen, mit welchen das alte Stau-
und Triebwerksrecht bestimmungsgemaR (also uneingeschrankt) technisch aus-
gelbt werden konnte, nicht positiv beantwortet werden kénne. Auch der Beige-
ladene, bei dem - nach den Grundséatzen der Beweislastverteilung - die objekti-
ve Beweislast fur die Voraussetzungen eines alten Wasserrechts liegt, so dass er
damit auch das Risiko der Unerweislichkeit einer Tatsache tragt, hat mitgeteilt,
dass er keine Belege dafir in Hadnden halte, dass die Stau- und Triebwerksanlage
am Stichtag (01.07.1990) in einem derartigen Zustand vorhanden war, dass das
alte Recht uneingeschrénkt habe ausgetibt werden kénnen.”

Daruber hinaus sei nach den damaligen Urteilsgrinden der Beigeladene nicht Rechts-
nachfolger eines etwaigen Altrechtinhabers geworden:

»Das (behauptete) Recht des Beigeladenen auf Wassernutzung griindet sich auf
die urspringlich der Firma P & S am 01.01.1910 unbefristet erteilte Erlaubnis
nach § 23 Nr. 3 SachsWG 1909 (Stauanlagen zu Wassertriebwerken). Der Beige-
ladene hatte diese Erlaubnis, welche nach der Rechtsprechung der Kammer in
entsprechender Anwendung der §§ 8 Abs. 6 WHG a. F. bzw. 8 Abs. 4 WHG (ber-
tragen wird, im Zeitpunkt der Entscheidung des Landratsamtes (16.10.1996)
nicht erworben. Nach jenen Vorschriften geht die Bewilligung mit der Wasserbe-
nutzungsanlage oder, wenn sie fur ein Grundsttck erteilt ist, mit diesem auf den
Rechtsnachfolger lber, soweit - wie hier - bei der Erteilung nichts anderes be-
stimmt ist.

Die Voraussetzungen der 2. Alternative der §§ 8 Abs. 6 WHG a. F. bzw. 8 Abs. 4
WHG liegen nicht vor, weil die alte Erlaubnis nicht "fiir ein Grundsttick", sondern
ausdricklich betriebsbezogen der Firma P & S zur Sicherstellung der Energie-
versorgung ihrer Kammgarnspinnerei erteilt worden ist. Auch die Voraussetzun-
gen der 1. Alternative der §§ 8 Abs. 6 WHG a. F. bzw. 8 Abs. 4 WHG sind nicht er-
fiillt. Unter "Wasserbenutzungsanlage" im Sinne jener Vorschriften ist die fiir die
Benutzung unmittelbar notwendige Einrichtung zu verstehen, bei einem Auslei-
tungskraftwerk also das Grabensystem und die Stauvorrichtung als feste Anlage
im Bett eines Gewdssers, mittels derer die fir eine solche kraftwerkcharakteristi-
sche gestattungspflichtige Benutzung tatsachlich ausgelibt wird.

Der Beigeladene hatte - ausweislich der Akten - die Wehranlage am 16.10.1996
nicht nach den allgemeinen Grundséatzen des Blirgerlichen Rechts als bewegliche
Sache nach § 95 BGB bzw. § 97 BGB (als Inhaber des Grundstiicks, auf dem das
Unternehmen betrieben wird) erworben. Er war ebenso wenig Eigentiimer des
Flussgrundstticks samt der Wehranlage, noch war ihm vom Freistaat Sachsen
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das dingliche Nutzungsrecht an der Wehranlage bis zum 16.10.1996 eingerdumt.
Insofern war bis zum 16.10.1996 ebenso wenig eine wasserrechtliche Rechts-
nachfolge eingetreten, weil der Beigeladene (liber die dem Aufstau der G. dienen-
de Wehranlage nicht (rechtmé&Big) im vorumschriebenen Sinne verfiigen konn-
te.”

Vor dem Hintergrund dieses Urteils erlie der Beklagte gegenliber dem Beigeladenen am
07.05.2015 einen Bescheid. Unter dessen Ziffer 1 wurde dem Beigeladenen untersagt,
das festgestellte Altrecht ganz oder teilweise auszuliben. Unter Ziffer 2 des Bescheids
wurde die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 angeordnet. Gegen den Bescheid erhob der
Beigeladene Widerspruch.

Im Juli 2015 schlossen der Beigeladene und der Beklagte zur Herstellung von Rechtssi-
cherheit einen 6ffentlich-rechtlichen Vertrag, in dem sich der Beigeladene verpflichtete,
neben dem aus Sicht der Vertragsparteien bestandskraftig festgestellten alten Wasser-
recht eine Erlaubnis zur Benutzung der G. im Umfang des alten Wasserrechts zu bean-
tragen. Der Beklagte verpflichtete sich zur Duldung und Gestattung der Gewasserbenut-
zung in dem vom Altrecht gedeckten Umfang, wobei die Gestattung und Duldung mit der
Erteilung der Erlaubnis bzw. mit Eintritt der Rechtskraft einer ablehnenden Entscheidung
in gleicher Sache enden sollte. Im November 2015 beantragte der Beigeladene die Ertei-
lung einer wasserrechtlichen Erlaubnis und reichte Unterlagen zur allgemeinen Vorpru-
fung des Einzelfalls gemaR § 3c Satz 1 UVPG a. F. fir den Betrieb der Wasserkraftanlage
sowie - auf gesonderte Anforderung des Beklagten - fur die Wiederherstellung der Funk-
tionsfahigkeit des Obergrabens ein. Dem Antrag beigefiigt war u. a. eine von der G. f. O.
u. L. mbH im November 2015 erstellte Fauna-Flora-Habitat-Vertraglichkeitsprufung (FFH-
Vertraglichkeitsprifung) flr das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung ,,G.".

Beziglich des Betriebs der Wasserkraftanlage stellte der Beklagte nach Durchfihrung
der allgemeinen Vorprifung fest, dass hierflr keine Verpflichtung zur Durchflhrung ei-
ner Umweltvertraglichkeitsprifung bestehe und machte das Ergebnis am 24.08.2016 im
Amtsblatt 6ffentlich bekannt. In Bezug auf die Wiederherstellung des Obergrabens teilte
die Landesdirektion Sachsen nach Prafung der Unterlagen zur UVP-Vorprifung mit, dass
darin kein planfeststellungsbedurftiger Gewasserausbau zu sehen sei, sondern dass es
sich um einen Fall der nachholenden Unterhaltung gemals § 31 Abs. 2 Satz 2 SachsWG
handele. Der Ausbauzustand des Obergrabens sei in der Landschaft eindeutig erkenn-
bar. Die jahrzehntelange Unterlassung der Unterhaltung flhre nicht dazu, dass von einer
Neuherstellung ausgegangen werden musse. Die nachzuholende Unterhaltung sei ledig-
lich anzuzeigen.

Mit Bescheid vom 29.09.2016 erteilte der Beklagte dem Beigeladenen die beantragte
wasserrechtliche Erlaubnis zum Betrieb des Wasserkraftwerks, die den Aufstau, die Ent-
nahme sowie die Wiedereinleitung von Oberflachenwasser im Umfang des festgestell-
ten Altrechts zuziiglich der Entnahme fur die Fischaufstiegsanlage umfasst. Den Wider-
spruch des Klagers gegen diesen Bescheid wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 10.01.2018 als unbegrindet zuriick. Am 28.02.2018 ordnete der Beklagte auf An-
trag des Beigeladenen die sofortige Vollziehung des Bescheids vom 29.09.2016 an.

Bereits am 11.01.2018 hat der Klager Klage erhoben. Des Weiteren hat er am
04.04.2018 um vorlaufigen Rechtsschutz ersucht.
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Mit Beschluss vom 26.11.2021 (Az.: 2 L 168/18) hat das Verwaltungsgericht Chemnitz
die aufschiebende Wirkung der Klage des Klagers wiederhergestellt. Zur Begriindung
wurde ausgefuhrt, die streitgegenstandliche Erlaubnis sei sowohl in formeller als auch

in materieller Hinsicht zu beanstanden. Die UVP-Vorpriifung sei fehlerhaft durchgefiihrt
worden, weil der Beklagte bereits von einem unzutreffenden bzw. unvollstandigen Sach-
verhalt ausgegangen sei, sodass das Ergebnis der Vorprifung nicht nachvollziehbar sei.
Der Obergraben sei zum Zeitpunkt der Durchfuhrung der Vorprifung durch eine starke
Verlandung gepragt gewesen und habe sich nicht ansatzweise in einem seine bestim-
mungsgemale Benutzung ermdglichenden Zustand befunden. Es sei unerheblich, ob die
Wiederherstellung des Obergrabens eine schlichte UnterhaltungsmaBnahme oder ein
planfeststellungsbedirftiger Gewasserausbau sei. Mallgeblich sei nur, dass die Wieder-
herstellung zur Umsetzung des Vorhabens erforderlich sei und hiervon Auswirkungen
auf die Umwelt ausgehen kdnnten. Es sei eine Untersuchung unterblieben, inwiefern die
Struktur des Obergrabens als Laichgewasser unter ein gesetzlich geschitztes Biotop zu
subsumieren gewesen sei und ob es sich um ein Amphibienlaichgewasser mit Vorkom-
men des Kammmolchs als Tierart von gemeinschaftlichem Interesse handele. Vor die-
sem Hintergrund kdnne ein Verstols gegen § 34 Abs. 2 BNatSchG nicht ausgeschlossen
werden. Zudem verstol3e die Erlaubnis gegen § 12 Abs. 1 Nr. 1i. V. m. § 27 Abs. 1 Nr. 1
WHG. Die Prifung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den wasserrechtlichen Zielen
des Verschlechterungsverbots sei ganzlich unterblieben. Eine Einstufung der maRgebli-
chen Qualitatskomponenten und Darstellung der potentiellen Auswirkungen des Vorha-
bens auf diese Qualitadtskomponenten lasse sich den vorgenommenen Prifungen nicht
entnehmen. Selbst wenn die Erlaubnis den Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 WHG ent-
sprache, kénnte der Beigeladene von ihr nicht legal Gebrauch machen. Es sei aufgrund
der fortgeschrittenen Verlandung davon auszugehen, dass es sich bei der Wiederher-
stellung des Obergrabens nicht mehr um eine erlaubnisfreie Unterhaltungsmalnahme
handele. Soweit die Wiederherstellung deshalb nicht den Anforderungen des § 68 Abs. 1
WHG unterfalle, sei diesbezlglich jedenfalls eine wasserrechtliche Anlagegenehmigung
nach § 26 WHG erforderlich gewesen. Von einer Benutzungsgestattung kénne nur mit le-
galen Anlagen Gebrauch gemacht werden. Eine Unterhaltung komme nur in Betracht,
wenn der Gewasserabschnitt aufgrund des tatsachlich bestehenden Ausbauzustandes im
Kern noch geeignet gewesen sei, den ihm urspriinglich zugewiesenen Zweck zu erfiillen,
was vorliegend nicht der Fall gewesen sei.

Auf die Beschwerde des Beigeladenen hat das Sachsische Oberverwaltungsgericht mit
Beschluss vom 30.05.2022 (Az.: 4 B 456/21) den Beschluss des Verwaltungsgerichts
Chemnitz geandert und den Eilantrag des Kladgers abgelehnt. Zur Begriindung wurde
ausgeflhrt, das Verwaltungsgericht habe seiner Entscheidung fehlerhaft einen zu weit-
gehenden Umfang der im Rahmen der Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis durch-
zufihrenden UVP-Vorprifung zugrunde gelegt, indem es die Berlicksichtigung der Wie-
derherstellung des Obergrabens gefordert habe. Entgegen der Auffassung des Verwal-
tungsgerichts stelle es keinen Verfahrensfehler dar, dass die Wiederherstellung des
Obergrabens bei der Durchfiihrung der UVP-Vorprifung in Bezug auf die wasserrechtli-
che Erlaubnis unbericksichtigt geblieben sei. Denn die Wiederherstellung des Obergra-
bens sei nicht Teil der vom Beigeladenen beantragten wasserrechtlichen Erlaubnis und
deshalb auch nicht Gegenstand des zugehérigen Verwaltungsverfahrens. Ob die Annah-
me des Verwaltungsgerichts, eine Prifung des wasserrechtlichen Verschlechterungs-
verbots sei ganzlich unterblieben, zutreffe, misse der weiteren Prifung im Hauptsache-
verfahren vorbehalten bleiben. Gleiches gelte fur die Frage, inwieweit das Verschlechte-
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rungsverbot im vorliegenden Fall anwendbar sei und ob seine Anwendbarkeit durch das
mit - bestandskraftigem und entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts jeden-
falls nicht nichtigem - Bescheid vom 16.10.1996 zuerkannte Altrecht eingeschrankt wer-
de.

Nach Abschluss des Eilverfahrens hat der Klager an seiner Klage festgehalten. Die erteil-
te Genehmigung sei rechtswidrig. Er teile die Bewertung des Verwaltungsgerichts im Eil-
verfahren und halte die Auffassung des Oberverwaltungsgerichts fur unzutreffend. Ins-
besondere sei der Bescheid vom 16.10.1996 entgegen der Auffassung des Oberverwal-
tungsgerichts nichtig. Die erteilte Erlaubnis sei auch inhaltlich rechtswidrig. Sie verstofRe
insbesondere gegen das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot, das wasserrechtli-
che Verbesserungsgebot und § 34 BNatSchG.

Der Klager beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 29.09.2016 in Gestalt des Widerspruchsbe-
scheids vom 10.01.2018 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.
Er ist dem klagerischen Vorbringen entgegengetreten.
Der Beigeladene beantragt,
die Klage abzuweisen.
Er ist dem klagerischen Vorbringen entgegengetreten.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung des Berichterstatters mit Schriftsatzen vom
25.08.2023 und 12.09.2023 zugestimmt.

In der mindlichen Verhandlung am 10.04.2024 wurde von Seiten des Beklagten erklart,
dass die streitgegenstandliche Wasserkraftanlage seit Januar 2018 wieder in Betrieb

sei. Eine Fischaufstiegsanlage sei in Betrieb. Sie entspreche den Vorgaben des DWA-

M 509 und sei mit Bescheid vom 15.01.2018 abgenommen worden. Der Bescheid vom
07.05.2015, durch den die Austubung des Altrechts untersagt worden sei, habe sich infol-
gedessen erledigt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird gemal § 117
Abs. 3 Satz 2 VwGO auf den vom Beklagten vorgelegten Verwaltungsvorgang und die
beigezogenen Akten des Eilverfahrens 2 L 168/18 verwiesen.

Entscheidungsgriinde

35

36

Die Klage hat keinen Erfolg.

Zwar ist die Klage zulassig. Der Klager ist nach MalRgabe des § 2 Abs. 1 des Gesetzes
Uber erganzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach der
EG-Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG n. F.) in der gemaR der
Uberleitungsvorschrift des § 8 Abs. 1 UmwRG geltenden Fassung vom 23.08.2017 (BGBI.
I S. 3290) als anerkannte Umweltvereinigung im Sinne von § 3 UmwRG n. F. antragsbe-
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38

39

40

41

fugt. Er kann daher nach MaRgabe von § 2 Abs. 1 UmwRG n. F. Rechtsbehelfe einlegen.
Davon hat der Klager im vorliegenden Verfahren in zuldssiger Weise Gebrauch gemacht.

Allerdings ist die Klage unbegrindet, da der Bescheid rechtmaRig ist und den Klager
nicht in seinen Rechten verletzt (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Er weist weder in formeller
(I.) noch in materiell-rechtlicher Hinsicht (Il.) Mangel auf.

|. Der Bescheid ist formell rechtmafig. Insbesondere weist er weder einen Verfahrens-
fehler im Zusammenhang mit der Umweltvertraglichkeitsprifung (1.) noch im Hinblick
auf die Regelungen zur Durchfuhrung von Planfeststellungsverfahren (2.) auf.

1. Nach § 74 Abs. 1 UVPG n. F. sind fUr Vorhaben, fur die das Verfahren zur Feststellung
der UVP-Pflicht im Einzelfall nach § 3 ¢ UVPG a. F.- wie hier - vor dem 16.05.2017 einge-
leitet wurde, die Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 Uber die Vorprifung des Einzelfalls
in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.

Im Rahmen der Vorprifung des § 3 c Abs. 1 S. 1 UVPG a. F. ist die Behdrde zu einem
zweistufigen Vorgehen veranlasst: Zunachst muss sie - auf der Sachverhaltsebene - die
zu erwartenden Umweltauswirkungen ermitteln und sodann - auf rechtlicher Ebene - ei-
ne Bewertung der ermittelten Umweltauswirkungen vornehmen. Dabei ist von der Behor-
de nach dem Wortlaut eine , iiberschlagige Prifung” verlangt. Die behérdliche Vorpri-
fung darf sich insoweit aber nicht in einer oberflachlichen Abschatzung erschépfen, son-
dern muss auf der Grundlage geeigneter und ausreichender Informationen erfolgen, wo-
bei der Behdrde ein Einschatzungsspielraum u.a. hinsichtlich der Frage zusteht, welche
Unterlagen und Informationen als geeignete Grundlage einer Uberschlagigen Prifung be-
notigt werden (vgl. BVerwG, Urt. v. 18. Dezember 2014 - 4 C 36/13 -, juris Rn. 29). Im
Rahmen der Vorprifung bedarf es zunachst einer Ermittlung und einer Gewichtung der
abwagungserheblichen Belange unter Berlcksichtigung der in der Anlage 2 UVPG a. F.
aufgeflhrten vorhaben- und standortbezogenen Kriterien und der Merkmale der mdgli-
chen Auswirkungen.

Die aufgrund Uberschlagiger Prifung getroffene behdrdliche Einschatzung ist wegen ih-
res prognostischen Charakters in gerichtlichen Verfahren nur eingeschrankt, namlich al-
lein daraufhin zu Gberprifen, ob die Vorprifung entsprechend den Vorgaben des § 3 ¢
UVPG a. F. durchgefihrt worden und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist (§ 3 a Satz 4
UVPG a. F.). Gefordert ist - trotz der zwischenzeitlichen Streichung des insoweit nur klar-
stellenden § 4a Abs. 2 UmwRG a. F. (vgl. BT-Drs. 18/9526, S. 31) - eine auf Grundlage
der von der Behdrde flr ihr Prifergebnis gegebenen Begrindung erfolgende Plausibili-
tatskontrolle, die sich daran orientiert, ob die Behdrde den Sachverhalt vollstandig und
zutreffend erfasst hat, die Verfahrensregeln und rechtlichen Bewertungsgrundsatze ein-
gehalten hat, das anzuwendende Recht erkannt, insbesondere den Rechtsbegriff der Er-
heblichkeit zutreffend ausgelegt hat und ob sie keine sachfremden Erwagungen vorge-
nommen hat. MaBgeblicher Zeitpunkt fiir die Bewertung der VerfahrensmaRigkeit der
durchgefihrten UVP-Vorprifung ist der Zeitpunkt der Durchfihrung der UVP-Vorprifung.
Nachtraglich vom Klager erhobene Einwendungen gegen die VerfahrensmaRigkeit der
UVP-Vorprafung sind daher nur dann beachtlich, wenn sie - quasi nachtraglich - bele-
gen/substantiieren wirden, dass die UVP-Vorprifung zum damaligen Zeitpunkt verfah-
rensfehlerhaft erfolgt ware (vgl. zu Vorstehendem: BVerwG, Urt. v. 18. Dezember 2014
-4 C 36/13 -, juris Rn. 29; VGH B-W, Beschl. v. 13. Februar 2018 - 5 S 1659/17 -, juris
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Rn. 28; Beschl. v. 6. Juli 2015 - 8 S 534/15 -, juris Rn. 70; VGH Hessen, Beschl. v. 25. Juli
2017 - 9 B 2522/16 -, juris Rn. 24).

Nach diesen MaRstaben ist die durchgeflhrte UVP-Vorprafung nicht zu beanstanden. Ins-
besondere stellt es keinen Verfahrensfehler dar, dass die Wiederherstellung des Ober-
grabens bei der Durchfihrung der UVP-Vorprufung in Bezug auf die wasserrechtliche Er-
laubnis unbericksichtigt geblieben ist. Denn die Wiederherstellung des Obergrabens ist
nicht Teil der vom Beigeladenen beantragten wasserrechtlichen Erlaubnis und deshalb
auch nicht Gegenstand des zugehérigen Verwaltungsverfahrens. Zur naheren Begrin-
dung wird auf die nachfolgenden Ausfiihrungen des Sachsischen Oberverwaltungsge-
richts aus dem Eilverfahrensbeschluss vom 30.05.2022 verwiesen, denen der Berichter-
statter folgt:

,Gemal § 2 Abs. 1 Satz 1 UVPG in der bis zum 29. Juli 2017 geltenden Fassung
(im Folgenden: UVPG a. F.) ist die Umweltvertraglichkeitsprifung unselbstandi-
ger Teil verwaltungsbehérdlicher Verfahren, die der Entscheidung Uber die Zulas-
sigkeit von Vorhaben dienen. Dabei kann sich die jeweils durchzuftihrende Um-
weltvertraglichkeitsprifung nur auf das jeweilige Vorhaben erstrecken, das Ge-
genstand des verwaltungsbehédrdlichen Verfahrens ist. Gegenstand der UVP-Vor-
priufung muss demnach grundsatzlich das Vorhaben sein, (ber dessen Zulassig-
keit entschieden wird (BVerwG, Urt. v. 24. Mai 2018, - 4 C 4/17 -, juris Rn. 21).

Gegenstand der im vorliegenden Fall gem. § 3 Abs. 1 Satz 1, § 3¢ Satz 1 und 2

i. V. m. Nummer 13.14 der Anlage 1 UVPG a. F. durchgefihrten UVP-Vorprifung
war die beantragte Erlaubnis zur Benutzung der G. durch den Beigeladenen zum
Zweck des Betriebs des Wasserkraftwerks, indem ihm der Aufstau, die Entnah-
me und das Wiedereinleiten von Oberflachenwasser gestattet wird. Nur hierauf
erstreckt sich der Bescheid vom 29. September 2016. Die Durchlassigkeit des
Obergrabens mag zwar fiir den Betrieb der Wasserkraftanlage notwendig sein.
Ihre Wiederherstellung stellt aber ein eigenes Vorhaben dar. Dem liegen folgen-
de Erwdgungen zugrunde:

Die Benutzung eines Gewdssers bedarf gem. § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis oder
der Bewilligung. Der vom Beigeladenen beantragte Aufstau, die Entnahme und
Wiedereinleitung von Oberflachenwasser aus der G. stellen unstreitig Benutzun-
gen im Sinne des WHG dar (§ 9 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 WHG). Dabei umfasst § 9
Abs. 1 WHG nur Benutzungen im Sinne einer zweckgerichteten Handlung; die
diesen Benutzungen dienenden Anlagen fallen nicht unter die Vorschrift (Czy-
chowski/Reinhardt, WHG, 12. Aufl., § 9 Rn. 9). Hierfiir gelten die spezielleren Vor-
schriften des WHG und der Landesgesetze. Das WHG unterscheidet demnach
prinzipiell zwischen der Zulassigkeit der Gewdasserbenutzung und der Zuldssig-
keit von Anlagen. Ebenso wenig sind der Gewésserausbau (§ 9 Abs. 3 Satz 1
WHG) sowie MaBnahmen der Unterhaltung eines Gewdssers (§ 9 Abs. 3 Satz 2
WHG) als Benutzungen anzusehen, die einer Erlaubnis oder Bewilligung nach

§ 8 Abs. 1 WHG zugénglich waren. Demzufolge kann die Wiederherstellung des
Obergrabens nicht Gegenstand des verwaltungsbehérdlichen Verfahrens, das
auf die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis gerichtet ist, sein. Denn es
handelt sich dabei entweder um einen Gewdsserausbau nach § 67 Abs. 2 WHG
oder um eine MaSnahme der Gewdsserunterhaltung nach § 39 WHG, was im Er-
gebnis offenbleiben kann. In dem Fall, dass die Wiederherstellung des Obergra-
bens als Gewédsserausbau anzusehen wdére, wére dieser gem. § 68 Abs. 1 WHG
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46

47

planfeststellungsbedtirftig. Die Frage einer etwaigen UVP-Pflichtigkeit des Aus-
baus ware dann im zugehdrigen Planfeststellungsverfahren zu klaren. Daflr,
dass diese beiden Verwaltungsverfahren getrennt zu betrachten sind, sprache
in diesem Fall auch der Umstand, dass unterschiedliche behérdliche Zustéandig-
keiten bestiinden. Wéahrend fiir die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis die
untere Wasserbehérde zustandig ist, ist fur die Durchfihrung der Planfeststel-
lung im Falle eines Gewasserausbaus die obere Wasserbehdrde zustédndig. So-
mit ist in jedem dieser beiden Verwaltungsverfahren gesondert zu prtifen, inwie-
fern eine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht.
Da die Wiederherstellung des Obergrabens - sofern von einem Gewasserausbau
auszugehen ist - ein eigenstandiges Vorhaben darstellt, das getrennt vom Be-
trieb der Wasserkraftanlage und der hierftir erforderlichen wasserrechtlichen Er-
laubnis zu betrachten ist, war der Obergraben bei der UVP-Vorpriifung zum Be-
trieb der Wasserkraftanlage nicht einzubeziehen.

Fur den Fall, dass sich die Wiederherstellung des Obergrabens nicht als Gewas-
serausbau, sondern - wie von der Landesdirektion Sachsen angenommen - als
nachholende Unterhaltungsmalnahme darstellt, ware der Obergraben ebenfalls
nicht in die UVP-Vorpriifung einzubeziehen gewesen. Mallnahmen der Gewdsser-
unterhaltung sind nicht Gegenstand einer Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG, da kei-
ne Gewasserbenutzung vorliegt (§ 9 Abs. 3 Satz 2 WHG). Die Gewasserunterhal-
tung ist somit ebenfalls getrennt von einer etwaigen wasserrechtlichen Erlaubnis
zu betrachten. Fur die nachholende Gewasserunterhaltung besteht lediglich eine
Anzeigepflicht (§ 31 Abs. 2 Satz 2 SdchsWG). MaBnahmen der Gewdsserunterhal-
tung sind dabei keine Vorhaben, die der Pflicht zur Durchfiihrung einer Umwelt-
vertraglichkeitsprifung unterliegen (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Anlage 1 UVPG).
Vielmehr ergeben sich Umfang und Anforderungen der Gewasserunterhaltung
sowie die Pflichten des Tragers der Unterhaltungslast im Wesentlichen aus § 39
WHG und § 31 SachsWG. § 31 Absatz 2 Satz 1 SachsWG stellt dabei insbesonde-
re klar, dass die UnterhaltungsmaBnahmen auf das wasserwirtschaftlich Erfor-
derliche zu beschranken sind. Die untere Wasserbehérde hat nach der Anzeige
die Méglichkeit zu prifen, ob es sich tatsachlich um eine nachholende Unterhal-
tung handelt (Briickner, in: Dallhammer/Dammert/FaBbender, Sdchsisches Was-
sergesetz, 1. Aufl., § 31 Rn. 13) und welche MaBnahmen im Vorfeld oder bei der
Ausfiihrung der Unterhaltung ggf. zu ergreifen sind. Dafiir, dass die Gewdsser-
unterhaltung getrennt von einer wasserrechtlichen Erlaubnis betrachtet werden
muss, spricht schlieflich auch der Umstand, dass der Trager der Unterhaltungs-
last zur Durchftuhrung der Gewéasserunterhaltung dauerhaft verpflichtet ist (§ 39
Abs. 1, Abs. 3, § 40 Abs. 1 WHG). Diese Pflicht besteht unabhdngig davon, ob ei-
ne Wasserkraftanlage betrieben wird und trifft den Beigeladenen demzufolge un-
geachtet dessen, ob er von der wasserrechtlichen Erlaubnis Gebrauch macht.
Nach alledem war die Berdumung des Obergrabens auch dann nicht in die UVP-
Vorpriifung einzubeziehen, wenn man sie mit der Landesdirektion Sachsen als
nachholende Gewaésserunterhaltung einstuft.”

2. Der angegriffene Bescheid ist ebenfalls nicht im Hinblick auf § 68 Abs. 1 WHG formell
(und materiell) rechtswidrig. Nach dieser Vorschrift bedarf der Gewasserausbau der Plan-
feststellung durch die zustédndige Behdrde. Der Begriff des Gewasserausbaus wird in § 67
Abs. 2 WHG legal definiert. Nach dessen Satz 1 ist Gewasserausbau die Herstellung, die
Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung eines Gewassers oder seiner Ufer. Die-
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se Voraussetzungen liegen nicht vor. Eine wesentliche Umgestaltung folgt nicht aus der
Wiederherstellung des Obergrabens. Diese Malinahme stellt - wie bereits unter Verweis
auf die Uberzeugenden Ausfuhrungen des Sachsischen Oberverwaltungsgerichts darge-
legt - ein eigenes Vorhaben dar, das nicht Gegenstand des vorliegenden Erlaubnisver-
fahrens war. Auch die BaumaBnahmen an der Wehranlage bewirken keine wesentliche
Umgestaltung des Gewassers. Denn das Wasserhaushaltsgesetz unterscheidet - wie das
Sachsische Oberverwaltungsgericht im vorangegangenen Eilverfahren ebenfalls Gber-
zeugend ausgefuhrt hat - prinzipiell zwischen der Zuldssigkeit der Gewasserbenutzun-
gen und der Zulassigkeit von Anlagen. Bauliche Veranderungen an der Wehranlage un-
terfallen daher nicht § 67 Abs. 2 WHG, sondern gehdren in den Anwendungsbereich des
§ 36 WHG.

[l. Auch materiell-rechtlich ist der Bescheid nicht zu beanstanden. Die erteilte Erlaubnis
verstoRt nicht gegen das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot des § 27 Abs. 2 Nr. 1
WHG (1.), gegen das wasserrechtliche Verbesserungsgebot des § 27 Abs. 2 Nr. 2 WHG
(2.) oder gegen § 34 BNatSchG (3.).

1. Die Erlaubnis beachtet die Vorgaben des § 27 Abs. 1 Nr. 1 WHG.

a) Gemal § 27 Abs. 1 Nr. 1 WHG sind oberirdische Gewasser, soweit sie nicht nach § 28
WHG als kunstlich oder erheblich verandert eingestuft werden, so zu bewirtschaften,
dass eine Verschlechterung ihres 6kologischen und ihres chemischen Zustands vermie-
den wird. Das Verschlechterungsverbot, mit dem Art. 4 Abs. 1 lit. a) Ziff. i) der Richtlinie
2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 zur Schaffung
eines Ordnungsrahmens fir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpoli-
tik (Wasserrahmenrichtlinie; WRRL) umgesetzt wird, stellt nicht lediglich eine Zielvorga-
be flr die Bewirtschaftungsplanung dar, sondern muss bei Erteilung einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG im Rahmen des § 12 Abs. 1 WHG beachtet werden.
Die Genehmigung fiir ein Vorhaben ist zu versagen, wenn es eine Verschlechterung des
6kologischen Zustands bzw. Potenzials eines Oberflachengewassers und seines chemi-
schen Zustands verursachen kann. Dies ist der Fall, wenn die hinreichende Wahrschein-
lichkeit eines Schadenseintritts besteht; die bloRe Mdglichkeit einer Verschlechterung
genlgt nicht. Eine Verschlechterung muss daher nicht ausgeschlossen, aber auch nicht
sicher zu erwarten sein (Hamburgisches OVG, Urt. v. 1. September 2020 - 1 E 26/18 -, ju-
ris Rn. 41 m. w. N.).

Nach diesen MaRstaben setzt eine ordnungsgemaRe Prifung des Verschlechterungs-
verbots regelmafig sowohl eine Ermittlung des Ist-Zustands als auch eine Auswirkungs-
prognose flr den betroffenen Oberflachenwasserkdrper voraus. Diese muss bereits im
behoérdlichen Verfahren erfolgen (Hamburgisches OVG, Urt. v. 1. September 2020 -1 E
26/18 -, juris Rn. 49). Entbehrlich ist eine solche Prufung aber im Fall der Beantragung
einer wasserrechtlichen Erlaubnis, deren zeitliche Geltung unmittelbar an eine vorheri-
ge Erlaubnis anschlieBt (Anschlusszulassung) und inhaltlich identisch ist. In diesem Fall
ist zur Beurteilung der Verschlechterung auf den chemischen Ist-Zustand unter Berlck-
sichtigung der bisherigen Einleitungen abzustellen (BVerwG, Urt. v. 2. November 2017
-7 C 25/15 -, juris Rn. 47). Die unveranderte Fortsetzung der Erlaubnis erfillt deshalb
von vornherein nicht den Tatbestand der Verschlechterung (BVerwG, Urt. v. 2. Novem-
ber 2017 - 7 C 25/15 -, juris Rn. 49; Czychowski/Reinhardt, 13. Aufl. 2023, WHG § 27 Rn.
14d).
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Hat der Zulassungsinhaber die bisherige Erlaubnis nicht in vollem Umfang ausgeschopft,
kann die inhaltlich unveranderte Anschlusszulassung ebenfalls als gleichbleibende Be-
nutzung des Gewassers einzustufen sein, was die Annahme einer Verschlechterung aus-
schlielt (Czychowski/Reinhardt, 13. Aufl. 2023, WHG § 27 Rn. 14d). Dies kann aber nicht
pauschal angenommen werden, sondern ist davon abhangig, aus welchem Grund die
Erlaubnis nicht ausgeschépft wurde (Reinhardt, EurUP 3/2021, 274 <277>). Der Grund
darf den Zielsetzungen des Wasserhaushaltsgesetzes nicht entgegenlaufen. Dieser Aus-
legung liegt zugrunde, dass eine spezifische ausdrickliche Regelung, wie im Fall der bis-
herigen Nichtausschopfung einer wasserrechtlichen Erlaubnis bei Begehren einer an-
schlieBenden Zulassung zu verfahren ist, im Wasserhaushaltsgesetz nicht vorhanden

ist. Die daher bei der Auslegung zu berucksichtigende Zielsetzung des Wasserhaushalts-
gesetzes und die Gesetzessystematik bedingen eine differenzierende Bewertung. Nach
§ 20 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 1 und 2 WHG kann das Altrecht entschadigungslos widerrufen
werden, wenn der Inhaber die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausgetbt oder
ihren Umfang ,erheblich” unterschritten hat. Der Widerruf steht nach diesem klaren Ge-
setzeswortlaut (,kdnnen”) im pflichtgemaBen Ermessen der zustandigen Behdrde (Be-
ckOK UmweltR/Reinhardt, 69. Ed. 1.1.2024, WHG § 20 Rn. 30; Czychowski/Reinhardt, 13.
Aufl. 2023, WHG § 20 Rn. 58). Drangt sich unter Berlcksichtigung der Zielsetzung des
Wasserhaushaltsgesetzes ein Widerruf auf, wird erst recht eine umfanglich unverander-
te Folgeerlaubnis ganz oder teilweise zu versagen sein (vgl. Reinhardt, EurUP 3/2021,
274 <277>). Anders ist dies, wenn die Nichtausschdépfung auf einem Grund beruht, der
in Ubereinstimmung mit der Zielsetzung des Wasserhaushaltsgesetzes ist. Eine solche
Konstellation liegt insbesondere vor, wenn der Gewasserbenutzer die bestehende Zu-
lassung nicht ausschépft, um das ihm erteilte Recht oder die ihm erteilte Erlaubnis un-
ter allen Umstanden rechtstreu zu befolgen und damit nachteilige rechtliche Konsequen-
zen zu vermeiden (Reinhardt, EurUP 3/2021, 274 <278 f.>). Damit wird eine Ubermafi-
ge Nutzung des Gewassers sicher vermeiden. Fir dieses im Sinne der Zielsetzung des
Wasserhaushaltsgesetzes infolgedessen positive Verhalten wird durch die vom Gesetz-
geber vorgesehenen verschiedenen, bis zur Kriminalisierung reichenden Konsequenzen
bei Nichteinhaltung der wasserrechtlichen Vorgaben ein Anreiz geschaffen (ausfihrlich
dazu Reinhardt, EurUP 3/2021, 274 <278 f.>). Dieser vom Gesetzgeber intendierten An-
reizwirkung stiinde eine Auslegung des Wasserhaushaltsgesetzes entgegen, die dazu
fuhren wirde, dass die auf Sicherheit bedachte zuriickhaltende Wahrnehmung von Rech-
ten zur Gewasserbenutzung zu Rechtsverlusten flhrt, die bei einer extensiven Nutzung
von Rechten zur Gewasserbenutzung nicht entstanden waren.

b) Nach diesem Malstab verstdRt die streitgegenstandliche wasserrechtliche Erlaubnis
nicht gegen das Verschlechterungsverbot. Sie schlieBt unmittelbar an eine vorherige be-
standskraftige und wirksame Erlaubnis in Gestalt eines Altrechts an (aa)). Zudem sind
die Regelungen der streitgegenstandlichen wasserrechtlichen Erlaubnis, die negative
Wirkungen auf das Gewasser haben kdnnen, inhaltlich mit denen der vorherigen Erlaub-
nis identisch (bb)). Dies schlieRt einen Versto8 gegen das Verschlechterungsgebot von
vornherein aus, auch wenn die vorherige Erlaubnis nicht ausgeschdpft wurde (cc)).

aa) Der bestandskraftige Bescheid vom 16.10.1996, mit dem die Altrechtsfeststellung
erfolgt ist, ist entgegen der Ansicht des Klagers wirksam.

(1) Der Bescheid ist nicht nichtig.
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Ein Verwaltungsakt ist nichtig, wenn die Voraussetzungen von § 44 Abs. 1 oder 2 VwVfG
i. V. m. § 1 SachsVwVfZG vorliegen. Nichtigkeitsgriinde aus dem Katalog des § 44 Abs. 2
VWVIG i. V. m. § 1 SachsVwVfZ liegen ersichtlich nicht vor. In diesem Fall ist nach § 44
Abs. 1 VWVFG i. V. m. § 1 SachsVwVfZ ein Verwaltungsakt nichtig, soweit er an einem be-
sonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei verstandiger Wirdigung aller in Be-
tracht kommender Umstande offensichtlich ist. Voraussetzung fir die besondere Schwe-
re eines Fehlers ist, dass der Regelungsgehalt des Verwaltungsakts in einem so schwer-
wiegenden Widerspruch zur geltenden Rechtsordnung und den ihr zugrundeliegenden
Wertvorstellungen steht, dass es schlechterdings unertraglich ware, wenn der Verwal-
tungsakt die von ihm intendierten Rechtswirkungen hatte (BVerwG, Urt. v. 22. Febru-

ar 1985 - 8 C 107/83 -, juris Rn. 22; SachsOVG, Urt. v. 20. Januar 2023 - 4 A 878/17 -,
juris Rn. 43). Dies ist der Fall, wenn der Fehler den Verwaltungsakt mit tragenden Ver-
fassungsprinzipien oder der Rechtsordnung immanenten wesentlichen Wertvorstellun-
gen unvereinbar erscheinen lasst (BVerwG, Urt. v. 22. Februar 1985 - 8 C 107/83 -, juris
Rn. 22; SachsOVG, Urt. v. 20. Januar 2023 - 4 A 878/17 -, juris Rn. 43). Das Tatbestands-
merkmal der Offensichtlichkeit ist erflllt, wenn die schwere Fehlerhaftigkeit des Verwal-
tungsaktes fur einen unvoreingenommenen, mit den in Betracht kommenden Umstan-
den vertrauten, verstandigen Beobachter ohne weiteres ersichtlich ist, sich also gerade-
zu aufdrangt (SachsOVG, Urt. v. 30. April 2002 - 5 B 107/01 -, juris Rn. 57). Es darf nach
Lage der Dinge fur einen solchen Durchschnittsbetrachter nicht die ernsthafte Mdglich-
keit bestehen, dass der Bescheid doch rechtmaRig sein kénnte.

Diese Voraussetzungen sind nicht erfallt.

(a) Zwar geht der Klager zutreffend davon aus, dass zum maligeblichen Zeitpunkt fur die
Altrechtsfeststellung, dem 01.07.1990, funktionsfahige Anlagen nicht vorhanden waren
und dass dies die Rechtswidrigkeit des Bescheids zur Folge hat. Bei sachgerechtem Ver-
standnis des insoweit mafgeblichen § 15 Abs. 1 Nr. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes vom
27.07.1957 (BGBI. 1 S. 1110, 1386) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1986
(BGBI. I'S. 1529) (WHG 1986) i. V. m. § 136 Abs. 1 des Sachsischen Wassergesetzes vom
23.02.1993 (SachsGVBI. S. 201) (SachsWG 1993) ist das Erfordernis des Vorhandenseins
rechtmaliger und funktionsfahiger Anlagen zum Stichtag 01.07.1990 zu beachten (Sach-
sOVG, Urt. v. 27. Marz 2007 - 4 B 707/05 -, juris Rn. 37).

Dieser Fehler erweist sich allerdings nicht als derart schwerwiegend, dass er zur Nich-
tigkeit des Verwaltungsakts flhren wirde. Denn der Stichtag 01.07.1990 wurde erst in
der ab 01.09.2004 geltenden Fassung (SachsGVBI. S. 482) von § 136 Satz 2 SachsWG
(SachsWG 2004) gesetzlich festgeschrieben. Im Zeitpunkt des Erlasses des Bescheids
war hingegen unsicher, ob das Erfordernis des Vorhandenseins rechtmaRiger und funk-
tionsfahiger Anlagen zum Stichtag 01.07.1990 bereits auf der Grundlage des Sachsi-
schen Wassergesetzes vom 23.02.1993 zu berlcksichtigen war (so ausdricklich Sach-
sOVG, Urt. v. 27. Marz 2007 - 4 B 707/05 -, juris Rn. 37; anders hingegen noch - Stichtag
03.10.1990 - SachsOVG, Beschl. v. 8. April 2003 - 4 B 706/02 -, juris Rn. 13). Nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts war der Regelungsgehalt des § 136 SachsWG
1993 und insbesondere der systematische Zusammenhang dieser Vorschrift mit § 15
Abs. 1 bis 3 und § 17 WHG 1986 unklar (BVerfG, Beschl. v. 24. Februar 2010 - 1 BvR
27/09 -, juris Rn. 88 ff.). Das Bundesverfassungsgericht hat (a. a. O.) ferner festgestellt,
dass die Auslegung des Sachsischen Oberverwaltungsgerichts zur Stichtagsregelung nur
eine der vertretbaren Auslegungsvarianten war, dass es aber ebenfalls vertretbar gewe-
sen ist, den Fortbestand alter Wasserrechte nicht vom Vorhandensein funktionstiichtiger
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Anlagen zu einem bestimmten Zeitpunkt abhangig zu machen, sondern die Fortgeltung
und Gestattungsfreiheit aller nach dem Wassergesetz der DDR aufrechterhaltenen Ge-
wasserbenutzungen anzunehmen.

(b) Eine Nichtigkeit des Bescheids resultiert ebenfalls nicht aus dem Untergang der Fir-
ma P & S. Entgegen der Ansicht des Klagers kann nicht davon ausgegangen werden,
dass das Altrecht mit dem Untergang dieses Unternehmen oder den Untergang von des-
sen Rechtsnachfolger automatisch erloschen ist. Zwar kdnnen alte Rechte unter be-
stimmten Voraussetzungen erldschen (Czychowski, 7. Aufl. 1998, WHG § 15 Rn. 14d). Al-
lerdings ist ein solcher Erléschenstatbestand nicht eindeutig gegeben. Der Kldger macht
sinngemal geltend, die der Firma P & S erteilte Erlaubnis sei mit der auflésenden Be-
dingung des Fortbestandes der Firma erteilt worden. Diese Auslegung ist nicht zwin-
gend. Die erteilte Erlaubnis kann auch dahingehend verstanden werden, dass der Be-
trieb der Firma Hintergrund flr die Erteilung der Erlaubnis, aber nicht Bedingung fur de-
ren Fortbestand war. AuBerdem wurden zum Zeitpunkt der Feststellung des Altrechts am
16.10.1996 unterschiedliche Ansichten vertreten, ob flr den Eintritt des Erldschens zwin-
gend der - hier nicht erfolgte - Erlass eines besonderen, das Erldschen feststellenden
Verwaltungsakts erforderlich ist (vgl. Czychowski, 7. Aufl. 1998, WHG § 15 Rn. 14d).

(c) Der Bescheid ist auch nicht im Hinblick auf die Annahme des Beklagten, dass zum
Zeitpunkt des Erlasses des Bescheids am 16.10.1996 der Beigeladene der Inhaber des
Altrechts ist, nichtig.

Diese Annahme weist keinen besonders schwerwiegenden Fehler auf. Nach § 7 Abs. 2
WHG 1986 (sinngleich: § 8 Abs. 4 WHG in der derzeit geltenden Fassung) geht die Er-
laubnis mit der Wasserbenutzungsanlage oder, wenn sie flr ein Grundstick erteilt ist,
mit diesem auf den Rechtsnachfolger Gber, soweit bei der Erteilung nichts anderes be-
stimmt ist. Diese Vorschrift ist auch auf alte Wasserrechte anwendbar (SachsOVG, Urt.
v. 20. Januar 2023 - 4 A 878/17 -, juris Rn. 52). Einschlagig ist hier allein die Tatbestands-
variante des Ubergangs der Wasserbenutzungsanlage, da die der Firma P & S erteilte Er-
laubnis nicht ,fiir ein Grundstiick” erteilt wurde. Ein Ubergang der Wasserbenutzungsan-
lage liegt nur vor, wenn alle fur die Benutzung unmittelbar notwendigen Einrichtungen
der Wasserkraftanlage Ubergehen. Da sich das Wehr der streitgegenstandlichen Wasser-
kraftanlage am 16.10.1996 nicht auf einem im Eigentum des Beigeladenen stehenden
Grundstiicks befand, ist es vertretbar, diese Voraussetzungen zu verneinen. Zwingend
ist dies aber nicht. Denn es ist genauso vertretbar, das Wehr als Uberbau der Gesamtan-
lage ,Wasserkraftanlage” anzusehen. Ein rechtmaRiger Uberbau kann dazu fiihren, dass
das Eigentum am Uberbau dem Eigentiimer des Stammgrundstiicks, vorliegend der Bei-
geladene, zusteht (vgl. BeckOGK/Vollkommer, 1.2.2024, BGB § 912 Rn. 82). Deshalb ist
es vertretbar, von einem Eigentum des Beigeladenen an der gesamten Anlage auszuge-
hen.

Im Ubrigen liegt auch kein offensichtlicher Fehler vor. Zum einen ist die eigentumsrecht-
liche Situation des Wehrs schwierig zu bestimmen. Zum anderen hat das Sachsische
Oberverwaltungsgericht in einem anderen Fall angenommen, dass der Umstand, dass
bei einer Wasserkraftanlage das Grundstick, auf dem sich das Wehr befindet, im Eigen-
tum des Freistaates Sachsens steht, nicht zur Nichtigkeit der Altrechtsfeststellung we-
gen falscher Annahme der Inhaberschaft des Altrechts flhrt (SachsOVG, Urt. v. 20. Janu-
ar 2023 - 4 A 878/17 -, juris Rn. 53). Wenn ein Obergericht nach intensiver Befassung zu
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einer solchen Rechtsauffassung gelangt ist, liegt grundsatzlich und auch beztglich der
konkreten Fragestellung eine offensichtliche Fehlerhaftigkeit dieser Auffassung fern.

(2) Entgegen dem Vorbringen des Klagers ist auch kein Widerruf des Altrechts erfolgt.
Der vom Klager angeflihrte Bescheid vom 07.05.2015 verfiigt nach seinem eindeutigen
Tenor lediglich eine Vorgabe, das Altrecht nicht auszutben. Auch der Begriindung des
Bescheids kann nicht mit der erforderlichen Klarheit entnommen werden, dass der Be-
scheid dartber hinaus einen Widerruf des Altrechts verfigen wollte.

Der Wirksamkeit des Bescheids vom 16.10.1996 wlrde auch eine vom Klager geltend
gemachte Mdéglichkeit eines Widerrufs nach § 20 Abs. 2 WHG nicht entgegenstehen. Die
Wirksamkeit wirde erst durch die Ausibung des Widerrufsrechts beseitigt, die bislang
nicht erfolgt ist. Von daher ist im vorliegenden Verfahren nicht zu prifen, ob ein Wider-
rufsrecht des Beklagten besteht oder dartber hinaus sogar ein Anspruch des Klagers

auf Vornahme des Widerrufs des Bescheids. Der Verzicht auf eine solche Prifung ist mit
dem Anspruch des Klagers auf effektiven Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 GG vereinbar.
Denn dem Klager ware es nach § 51 VwVfG mdglich, Auswirkungen einer spateren Besei-
tigung der Feststellung des Altrechts auf die vorliegend streitgegenstandliche Erlaubnis
nachtraglich durchzusetzen.

bb) Die Regelungen der streitgegenstandlichen wasserrechtlichen Erlaubnis, die poten-
tiell negative Wirkungen auf das Gewasser haben kénnen, stimmen inhaltlich mit denen
des festgestellten Altrechts Gberein.

Konkret stimmen die Spiegelstriche 1 und 2 der Ziffer 1 des streitgegenstandlichen Be-
scheids mit der Altrechtsfeststellung vom 16.10.1996 vollstandig Uberein.

Der verbleibende Spiegelstrich 3 des streitgegenstandlichen Bescheids ist zwar in der
Altrechtsfeststellung vom 16.10.1996 nicht enthalten gewesen. Es ist aber offensichtlich,
dass dessen Umsetzung keine negativen Auswirkungen auf das Gewasser haben wird.
Mit der Regelung wurde dem Beigeladenen die Entnahme von Wasser aus der G. am vor-
handenen Wehr von bis zu maximal 241 |/s Uber den vorhandenen Obergraben zum Be-
treiben der genehmigten Fischabstiegsanlage am Turbinenhaus und Wiedereinleitung
der unveranderten Wassermenge in die G. am vorhandenen Auslauf des Untergrabens
erlaubt. Die Regelung dient der Verbesserung der Durchgangigkeit des Gewassers. Auch
wenn der Klager in der mindlichen Verhandlung den positiven Effekt dieser Regelung
als gering eingeschatzt hat, da die Anlage nur fiir groRe Fische geeignet sei, hat er einen
positiven Effekt nicht vollstandig infrage gestellt. Auch hat er das schriftsatzliche Vor-
bringen des Beigeladenen, hinsichtlich dieser Regelungen lagen keine Anhaltspunkte flr
eine verschlechternde Wirkung vor, auf gerichtliche Nachfrage in der mindlichen Ver-
handlung nicht substantiell bestritten. Aus den vom Beklagten vorgelegten Unterlagen
ergeben sich ebenfalls keine Anhaltspunkte flr eine potentielle verschlechternde Wir-
kung der Regelung.

cc) Zuletzt schlieft der Umstand, dass der Beigeladene das Altrecht vor Erlass des streit-
gegenstandlichen Bescheids nicht ausgeschopft hat, nicht aus, die aus der Altrechtsfest-
stellung folgenden Rechte als MaRstab fiir den Ist-Zustand bei der Bewertung des Ver-
schlechterungsverbots heranzuziehen. Der streitgegenstandliche Bescheid erging am
29.09.2016, die Wiederinbetriebnahme der Wasserkraftanlage erfolgte dagegen erst im
Januar 2018. Die Nichtausschopfung des Altrechts zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses
erfolgte aus einem mit der Zielsetzung des Wasserhaushaltsgesetzes vereinbaren Grund
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und hat daher keine nachteiligen Wirkungen fiir den Beigeladenen. Grund fur die Nicht-
ausschopfung war, dass der Beigeladene das festgestellte Altrecht rechtstreu wahrneh-
men wollte. Dem Beigeladenen war mit Bescheid vom 07.05.2015 untersagt worden, das
Altrecht ganz oder teilweise auszulben. Gleichzeitig wurde die sofortige Vollziehung die-
ser Regelung angeordnet, so dass sie vom Beigeladenen ab Bekanntgabe des Bescheids
zu befolgen war. Der Beigeladene ist dieser Verpflichtung nachgekommen und konnte
infolgedessen das ihm zustehende Altrecht nicht ausschépfen.

2. Die angefochtene Erlaubnis verstdt nicht gegen das wasserrechtliche Verbesserungs-
gebot des § 27 Abs. 1 Nr. 2 WHG.

a) Nach dieser Vorschrift sind oberirdische Gewasser so zu bewirtschaften, dass ein gu-
ter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Eine Erlaubnis ist vorbehaltlich
der Gewahrung einer Ausnahme zu versagen, wenn das konkrete Vorhaben die Errei-
chung eines guten Zustands eines Oberflachengewassers bzw. seines guten 6kologi-
schen Potenzials und (oder) eines guten chemischen Zustands eines Oberflachenge-
wassers zu dem nach der WRRL maRgeblichen Zeitpunkt gefahrdet (EuGH, Urt. v. 1. Ju-
li 2015 - C-461/13 -, juris Rn. 51). Bei der Auslegung des Begriffs des , gefahrden” ist
auf den allgemeinen ordnungsrechtlichen WahrscheinlichkeitsmaRstab abzustellen. Es
reicht daher weder aus, dass das Bewirtschaftungsziel maglicherweise nicht fristgerecht
erreicht wird, noch muss die Zielverfehlung gewiss sein. MalRgeblich ist, ob die Folge-
wirkungen des Vorhabens mit hinreichender Wahrscheinlichkeit faktisch zu einer Verei-
telung der Bewirtschaftungsziele fihren kénnen (BVerwG, Urt. v. 9. Februar 2017 -7 A
2/15 -, juris Rn. 582).

Bei der Prufung, ob die Zielerreichung gefahrdet wird, kann grundsatzlich auf die nach

§ 82 WHG zu erstellenden MaBnahmenprogramme (MP) zuriickgegriffen werden. Das
Verbesserungsgebot ist vor allem durch die wasserwirtschaftliche Planung zu verwirk-
lichen, deren zentrales Instrument die MaBnahmenprogramme sind. Diese fuhren die
Schritte auf, die unternommen werden sollen, um die Gewasser entweder einem guten
6kologischen Zustand/Potenzial und chemischen Zustand zuzufiihren oder sie diesem
Ziel unter Ausnutzung der Ausnahmeregelungen § 30 und § 31 WHG jedenfalls naherzu-
bringen. Die fachliche Prifung darf sich daher darauf beschranken, ob im MP fir das Er-
reichen eines guten dkologischen Potenzials in den Oberflachenwasserkdrpern vorgese-
henen Manahmentypen und EinzelmaBnahmen durch das Vorhaben ganz oder teilweise
behindert bzw. erschwert werden (vgl. BVerwG, Urt. v. 9. Februar 2017 - 7 A 2/15 -, ju-
ris Rn. 584 ff.). Dagegen mussen sie nicht prifen, ob die vorgesehenen Manahmen zur
Zielerreichung geeignet und ausreichend sind. Auch die gerichtliche inzidente Uberpri-
fung des MaBnahmenprogramms beschrankt sich darauf, ob die zustandigen Stellen von
ihrem wasserwirtschaftlichen Gestaltungsspielraum im Einklang mit den normativen Vor-
gaben der WRRL und des WHG Gebrauch gemacht haben. Von einer fehlerhaften Ausful-
lung dieses Gestaltungsspielraums kann nur dann ausgegangen werden, wenn der Plan-
geber seinem Planungsauftrag offensichtlich nicht gerecht geworden ist (Hamburgisches
OVG, Urt. v. 1. September 2020 - 1 E 26/18 -, juris Rn. 118).

Ein Verstols gegen das Verbesserungsgebot liegt demnach nicht bereits dann vor, wenn
ein Vorhaben zu einer Verschlechterung des Wasserkérpers kommt. Das Verschlechte-

rungsverbot hatte keinen eigenstandigen Gehalt, wenn jede Verschlechterung zugleich
einen Verstol8 gegen das Verbesserungsgebot darstellte.
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b) Nach diesem Malistab verstoRt die wasserrechtliche Erlaubnis im vorliegenden Fall
nicht gegen das Verbesserungsgebot.

Der vom Klager als Anlage K 30 vorgelegte Gewassersteckbrief fur die G.-3 enthalt unter
Nr. 8 konkrete MaRnahmen zur Erreichung der wasserwirtschaftlichen Ziele. Dieser MaR-
nahmenkatalog enthalt auch MaBnahmen zur Herstellung der Gewasserdurchgangigkeit
nach dem LAWA-Code 69. Diese sind an drei Standorten vorzunehmen. Die Mafhahmen
an den ersten beiden Standorten wurden bereits erfolgreich abgeschlossen. Die noch
nicht umgesetzte Mallnahme WE_V_0756 betrifft einen Sohlabsturz im Einlaufbereich
des R.baches in die G.. Demnach ist das Stauwehr des Beigeladenen nicht unmittelba-
rer Gegenstand einer in das MaBnahmenprogramm aufgenommenen Programmmalinah-
me. Es gibt auch keine substantiierten Anhaltspunkte dazu, dass die Erlaubnis zusatzli-
che Nachteile schafft, die sich negativ auf die Wirkungen der vorgesehenen Mallnahmen
auswirken. Die negativen Belastungen durch ,,Damme, Querbauwerke und Schleusen -
Wasserkraft” sind bereits als negative Belastungen im Gewassersteckbrief bertcksich-
tigt. Daher kdnnen nur zusatzliche Belastungen, fiir die es keine substantiierten Anhalts-
punkte gibt, dazu fuhren, dass die Erreichung der wasserwirtschaftlichen Ziele verhin-
dert wird.

Im Ubrigen hat der streitgegenstandliche Bescheid vielmehr unmittelbar positive Wir-
kung auf die Gewasserdurchgangigkeit. Der Bescheid ist dahingehend zu verstehen,
dass die Erlaubnis zum Betrieb der Wasserkraftanlage mit der Nebenbestimmung erlas-
sen wurde, dass wahrend des Betriebs der Anlage die Funktionsfahigkeit von Fischauf-
stieg und Fischabstieg gegeben sein muss. In dieser Weise sind die unter der Uberschrift
.Nebenbestimmungen” enthaltenen ,Hinweise” auszulegen (vgl. ausfihrlich zu den
MaRstaben bei der Auslegung eines Verwaltungsakts: OVG Bremen, Urt. v. 5. Juli 2023
-2 LB 5/23 -, juris Rn. 18 m. w. N.). Aus dem Tenor und der Begrindung des Bescheids
ergibt sich klar, dass der Betrieb der Anlage nur flr ein Betriebsregime mit Fischauf-
stieg und Fischabstieg erfolgen soll. Die daraufhin vom Beigeladenen errichtete Fischauf-
stiegsanlage entspricht nach den nicht substantiiert bestrittenen Angaben des Beklagten
in der mindlichen Verhandlung den Vorgaben des DWA-M 509. Die Technischen Regeln
der Deutschen Vereinigung flr Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) ent-
sprechen grundsatzlich den allgemein anerkannten Regeln der Technik (vgl. Sieder/Zeit-
ler/Dahme/Knopp/GO6RI, 58. EL August 2023, WHG § 62 Rn. 119). Es handelt sich dem-
nach um Prinzipien und Losungen, die in der Praxis erprobt und bewahrt sind und sich
bei der Mehrheit der Praktiker durchgesetzt haben (Landmann/Rohmer UmweltR/Mey-
er, 102. EL September 2023, WHG § 62 Rn. 27). Hinzu kommt, dass die Wirksamkeit des
Fischaufstiegs und Fischabstiegs vom Fachamt des Beklagten geprift und bejaht wur-
de. Dies ist in der mundlichen Verhandlung nachvollziehbar und Uberzeugend dargelegt
und durch den vorgelegten Abnahmebescheid belegt worden. Auch der Klager hat die
positive Wirkung der Fischaufstiegsanlage fur die Durchgangigkeit des Gewassers in der
mundlichen Verhandlung nicht vollstandig verneint. Er sieht die Fischaufstiegsanlage flr
groRere Fische als geeignet an. Dass er die Anlage fur kleine Fische und andere Lebe-
wesen fur ungeeignet erachtet, andert nichts an dem Bestehen einer positiven Wirkung,
sondern hat nur Einfluss auf dem Umfang der positiven Wirkung.

3. Die Erlaubnis ist zuletzt auch mit den Vorgaben des § 34 BNatSchG vereinbar.

§ 34 BNatSchG setzt die Vorgaben des Art. 6 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21.05.1992 zur Erhaltung der natirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere
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und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat - Richtlinie, FFH-RL) um. Nach deren Art. 3 soll ein ko-
harentes europaisches 6kologisches Netz besonderer Schutzgebiete mit der Bezeich-
nung "Natura 2000" errichtet werden. Dieses setzt sich aus den Schutzgebieten der
Vogelschutz-Richtlinie (Richtlinie 2009/147/EG) und der FFH-RL zusammen. Nach § 34
Abs. 2 BNatSchG sind Projekte unzuldssig, die zu erheblichen Beeintrachtigungen eines
solchen FFH-Gebiets fuhren kénnen. Dies ist gegeben, wenn ein Projekt droht, die fur das
Gebiet festgelegten Erhaltungsziele zu gefahrden. MaBgebliches Kriterium ist der glins-
tige Erhaltungszustand der geschltzten Lebensraume und Arten im Sinne der Legaldefi-
nitionen des Art. 1 Buchst. e und i FFH-RL. Nur wenn keine verninftigen Zweifel verblei-
ben, dass dieser stabil bleibt, darf die Vertraglichkeitsprifung mit einem positiven Ergeb-
nis abgeschlossen werden (BVerwG, Urt. v. 11. August 2016 - 7 A 1/15 -, juris Rn. 67 m.
w. N.). Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind die Auswirkungen
bereits umgesetzter Vorhaben oder bisheriger Nutzungen, die in den Ist-Zustand einge-
gangen sind, nicht in die Vertraglichkeitsprifung einzustellen, sondern der Vorbelastung
zuzuordnen (BVerwG, Urt. v. 15. Mai 2019 - 7 C 27/17 -, juris Rn. 44).

Nach diesem MaRstab war eine Vorpriifung von Anfang an entbehrlich. Eine Entbehrlich-
keit ist anzunehmen, wenn das konkrete Projekt bereits bestandskraftig zugelassen ist
(BeckOK UmweltR/LUttgau/Kockler, 69. Ed. 1.4.2023, BNatSchG § 34 Rn. 10). Eine solche
Situation ist im vorliegenden Fall gegeben. Die streitgegenstandliche Erlaubnis stimmt
im Wesentlichen mit der Altrechtsfeststellung Gberein. Diese Feststellung ist - wie be-
reits dargelegt - bestandskraftig und wirksam.

Im Ubrigen ist die durchgefiihrte FFH-Vertraglichkeitspriifung auch inhaltlich nicht zu be-
anstanden. In dieser ist entgegen des klagerischen Vorbringens zutreffend auf einen Zu-
stand mit funktionsfahigem Wehr abgestellt worden, da es sich um eine rechtmaBige
Vorbelastung handelt. Dass das Wehr nicht friiher vollstandig wiederhergestellt wurde,
liegt in verschiedenen gerichtlichen Verfahren gegen den Betrieb der Wasserkraftanlage
begrindet, deren Ausgang der Beigeladene abwarten wollte. Dieses rechtstreue Verhal-
ten entspricht auch der Zielsetzung des Bundesnaturschutzgesetzes und darf ihm daher
aus den vergleichbaren Erwagungen, die bereits unter 1. dargelegt wurden, nicht zum
Nachteil geraten.

Die Nichtbertcksichtigung von Veranderungen am Obergraben ist aus den bereits dar-
gelegten Grinden ebenfalls rechtmalig. Hinsichtlich der weiteren Einwendungen des
Klagers gegen die FFH-Vertraglichkeitsprafung, die insbesondere im Rahmen des Eilver-
fahrens erhoben wurden, wird auf die Ausfihrungen im Eilbeschluss der Kammer vom
26.11.2021 Bezug genommen. Der Berichterstatter folgt diesen.

[ll. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 154 Abs. 1, 162 Abs. 3 VwGO. Es entspricht der
Billigkeit, dass der Klager auch die auBergerichtlichen Kosten des Beigeladenen tragt.
Denn dieser hat einen Antrag gestellt und sich damit einem Kostenrisiko ausgesetzt.

Die Entscheidung Uber die vorlaufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i. V. m.
§ 708 Nr. 11, § 709 Satz 2, § 711 ZPO. Grunde fir die Zulassung der Berufung liegen
nicht vor.

BESCHLUSS

vom 10. April 2024
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86 Der Streitwert wird auf 15.000 € festgesetzt.
87 Grinde

88 Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf § 52 Abs. 1 GKG unter Berlcksichtigung von
Nr. 1.2 Streitwertkatalog fir die Verwaltungsgerichtsbarkeit, Fassung 11/2013.

- Seite 19 von 19 -



	Leitsatz
	Orientierungssatz
	Diese Entscheidung wird zitiert
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

